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(Anzünden einer Kerze; dazu den Sinn erläutern; „Sie werden sich sicherlich wundern, dass ich mit dem Anzünden einer Kerze beginne.....)

Verehrte Damen und Herren,

liebe Schülerinnen und Schüler aus Hessen und Thüringen, 

aus Frankfurt, Fulda, Internatsschule Schloss Hansenberg in Geisenheim,

aus Wiesbaden, Pößneck in Ostthüringen und aus Geisa in der Rhön

ein herzliches Willkommen zu dieser Veranstaltung!
Zunächst möchte ich mich kurz vorstellen: 

Mein Name ist Michael Dölle, von Beruf Lehrer und ich unterrichte in der Kreisstadt Eschwege am Friedrich Wilhelm Gymnasium und in der Gedenkstätte - Grenzmuseum „Schifflersgrund“ bei Bad Sooden-Allendorf.

Der Titel meines Vortrages lautet:

„20 Jahre nach der friedlichen Revolution  - Welche Verantwortung tragen wir heute?“ 

Ich möchte 

· zuerst einen Überblick über das Geschehen geben, wie es zur Grenzöffnung kam,

· dann auf die Bedeutung der Art. 4 und 5 des Grundgesetzes also Religionsfreiheit sowie Meinungs- und Pressefreiheit im Zusammenhang mit der Geschichte der DDR, der Bundesrepublik und des wiedervereinten Deutschlands eingehen.

· Zum Schluss versuche ich ein Resümee zu ziehen

– wichtig für die Zukunft – in dem Verantwortungen stichwortartig

aufgezeigt werden. 

1) Der Anfang vom Ende: „Wir sind das Volk“!
20 Jahre nach der Friedlichen Revolution feiern wir heute die Deutsche Einheit. Diese Revolution hat einen zeitlichen Vorlauf, der in der DDR mit dem 7. Mai 1989 seinen Anfang nahm. Die an diesem Tag stattfindenden Kommunalwahlen bescheren der Liste „Nationale Front“ ein offizielles Ergebnis von 98,5%. DDR-Bürgerrechtlern gelingt es erstmals, durch organisierte Auszählungskontrollen nachzuweisen, dass die offiziellen Wahlergebnisse gefälscht sind. Durch den Beweis dieser Wahlfälschung bekommen die Bürgerrechtler in der DDR großen moralischen Rückhalt gegenüber den Machthabern.

Die Ereignisse überschlagen sich im Sommer 1989. Vor laufenden Fernsehkameras zerschneiden am 02. Mai die Außenminister von Ungarn und Österreich, Herr Horn und Herr Mock,  in einem gemeinsamen symbolischen Akt eigenhändig den Stacheldraht an der ungarischen-österreichischen Grenze. Am 19. August findet dort das Paneuropäisches Picknick statt, wo zeitgleich die Grenze für drei Stunden geöffnet wird und mehr als 600 DDR-Bürger die Gelegenheit nutzen, über die Grenze zu fliehen. Trotz des noch immer  bestehenden Schießbefehls greifen die ungarischen Grenzsoldaten nicht ein.

Am 11. September öffnet Ungarn endgültig die Grenze für DDR-Bürger und innerhalb von drei Tagen reisen 15.000 Ostdeutsche über Österreich in die Bundesrepublik. Diese Bilder erlebt die DDR-Bevölkerung in den westlichen Fernsehprogrammen!
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Über 5000 DDR-Bürger flüchten im Sommer in die westdeutsche Vertretung in Prag, hunderte suchen Zuflucht in den Botschaften in Budapest, Warschau und Ost-Berlin. Die Flüchtlingszahlen steigen im September weiter an. Mehr als 7000 harren unter katastrophalen humanitären und medizinischen Zuständen in den Botschaften aus. In den westlichen Medien wird täglich darüber berichtet und eine Lösung muss gefunden werden. 

Am Rande der UN-Vollversammlung verhandelt der deutsche Außenminister Hans-Dietrich Genscher mit den Außenministern der UdSSR, der DDR, der Tschechoslowakei und des östlichen Nachbarlandes Polen. Er erwirkt die Ausreiseerlaubnis für die Botschaftsflüchtlinge. Am Abend des 30. September verkündet Hans-Dietrich Genscher vom Balkon der deutschen Botschaft in Prag die Ausreisegenehmigung für die 6000 Botschaftsflüchtlinge in Prag und für die ca. 1500 in Warschau. Deren Ausreise mit Sonderzügen soll auf Anweisung Honeckers über das Hoheitsgebiet der DDR erfolgen. In Dresden kommt es zu gewalttätigen Auseinandersetzungen mit der Polizei, als sich am 4. Oktober 3.000 Dresdener auf dem Hauptbahnhof Zutritt zu den Zügen aus Prag und Warschau verschaffen wollten. 

Auch die Oppositionsbewegungen formieren sich im Sommer 1989. Das Neue Forum (NF) ist die erste landesweite Oppositionsbewegung außerhalb der Evangelischen Kirche. Im Gründungsaufruf fordert das Neue Forum einen breiten Dialog über demokratische Reformen. Innerhalb der Oppositions- und Reformbewegungen bilden sich weitere Vereinigungen: am 15. September 1989 „Demokratie Jetzt“ (DJ), am 2. Oktober „Demokratischer Aufbruch – sozial, ökologisch“ (DA). 

Im Sommer 1989 tritt in der DDR  eine Initiative zur Gründung der Sozialdemokratischen Partei (SDP) an die Öffentlichkeit; die Partei wird am 7. Oktober in Schwante bei Berlin als erste unabhängige Partei in der DDR registriert.

In der DDR formiert sich immer massiverer Widerstand gegenüber dem Regime. Uns allen sind die Demonstrationen in Leipzig durch die Medien bekannt. Seit dem 4. September 1989 finden dort jeden Montag Friedensgebete und Demonstrationen statt. Anfang Oktober weiten sich die Proteste auf Berlin, Plauen, Jena, Potsdam, Heiligenstadt im Eichsfeld, auf Geisa in der Rhön und Pößneck im Ostthüringen aus. Die erste ganz große Massendemonstration findet am 9. Oktober statt:  70. 000 Menschen demonstrieren in Leipzig mit brennenden Kerzen in ihren Händen gegen die DDR-Diktatur. 

Die verunsicherten Sicherheitskräfte ziehen sich wegen der Massen zurück und versuchen nicht, die Demonstration zu unterbinden. Auf den mitgeführten Transparenten stehen zunächst Forderungen nach Reise-, Presse- und Versammlungsfreiheit. Auch Rufe nach Freiheit, Demokratie, Gerechtigkeit und der Wiedervereinigung Deutschlands werden bei allen Oppositionellen immer lauter. Der absolute Höhepunkt ist ein Samstag, der 4. November in Ost-Berlin auf dem Berliner Alexanderplatz. Mehr als 500 000 Menschen nehmen an der Demonstration teil. Die offiziell angemeldete und genehmigte Veranstaltung wird zu einer machtvollen Kundgebung gegen das SED-Regime.

Meine Damen und Herren, liebe Schülerinnen und Schüler,
wir nähern uns nun dem entscheidenden Datum dem 9. November 1989, denn  in der Nacht vom 9. zum 10. November fällt die Mauer. Ungewollt! Irgendwie aus Versehen! Ein Irrtum?
Am Abend des 9. November um 18:53 Uhr verkündet der Sprecher des Zentralkomitees der SED - Günter Schabowski auf einer Internationalen Pressekonferenz in Ost-Berlin, dass die DDR-Führung beschlossen hat, heute eine Regelung zu treffen, die es jedem Bürger der DDR möglich macht, über Grenzübergangspunkte der DDR auszureisen.

Auf Nachfrage des italienische Journalist Riccardo Ehrmann nach dem neu erstellten Reisegesetz holt Günter Schabowski einen Zettel hervor, dessen Inhalt ihm zu diesem Zeitpunkt noch nicht bekannt ist, und liest stotternd vor: 

„ Privatreisen nach dem Ausland können ohne Vorliegen von Voraussetzungen beantragt werden. Die Genehmigungen werden kurzfristig erteilt. Die zuständigen Pass- und Meldewesen der Volkspolizei in der DDR sind angewiesen, Visa zur ständigen Ausreise unverzüglich zu erteilen, ohne das dabei noch geltende Voraussetzungen vorliegen müssen. Ausreisen können über alle Grenzübergangsstellen der DDR zur BRD erfolgen.“  
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Schabowski ist sich nicht sicher, was er da verlesen hat. Die anwesenden Journalisten werden immer unruhiger!
Der „Bild“ Reporter Peter Brinkmann ist von dieser Sekunde  an hellwach, ihn hält nichts mehr. Er spürt, dass etwas Entscheidendes im Gange ist. Während Schabowski wieder den  Text  zur Reiseregelung  überfliegt, hält Brinkmann sich nicht mehr an die Fragedisziplin, sondern ruft mehrmals dazwischen: „Wann tritt das in Kraft? Wieder blättert Schabowski in seinen Papieren, blickt fragend zu seinen Genossen auf dem Podium und zuckt mit den Schultern. Dann sagt er: „Das tritt nach meiner Kenntnis – ist das sofort, unverzüglich!“  

Aus dem Stimmengewirr dringen noch einmal die insistierenden Worte des „Bild“ Reporters Brinkmann: „Sie haben nur BRD gesagt, gilt das auch für West-Berlin?“ Das ist keine nebensächliche Frage, denn für West-Berlin gilt der Viermächtestatus. 

Nochmals blickt Schabowski auf seinen Zettel, liest aber nicht die am Textende notierten Einschränkungen und sagt: „Doch, doch: Die ständige Ausreise kann über alle Grenzübergangsstellen der DDR zur BRD beziehungsweise zu Berlin-West erfolgen.“  Dieser Moment ist der historische Einschnitt, der das Ende der DDR bedeutet und weltgeschichtliche Bedeutung bekommt.

Unter dem Druck von Tausenden DDR-Bürgern öffnen sich die Schlagbäume noch in dieser Nacht. Nach 28 Jahren sind die Grenzübergänge nach West-Berlin wieder geöffnet sowie an der innerdeutschen Grenze, an den Grenzübergangsstellen zur Bundesrepublik.
2) Ossi und Wessi – sind wir ein Volk?
Wir feiern heute den Fall der Mauer und die Grenzöffnungen an der innerdeutschen Grenze. Die vielen Begegnungen im Jahr 1989 müssen wir als einen fortlaufenden Prozess bis hin zur Deutschen Einheit am 03. Oktober 1990 verstehen.  

Jene Zeit und die Vorgänge in der damaligen DDR bezeichnet man auch als Friedliche Revolution oder als Herbst der brennenden Kerzen. Der Begriff die „Wende“ ist eine Bezeichnung, die vom letzten gewählten DDR-Staatsratsvor- sitzenden Egon Krenz stammt. Viele Menschen in der DDR waren beseelt von dem Gedanken der Freiheit und Gerechtigkeit. 

Wir müssen nach 20 Jahren heute noch zur Kenntnis nehmen, dass der Übergang von einer 40-jährigen Diktatur in einen freiheitlichen, demokratischen Rechtsstaat für einen Großteil der betroffenen Menschen auch Probleme mit sich gebracht hat. 

Das Leben in der DDR war weitgehend staatlich geregelt, reglementiert. Die Freiheit ihrer Bürger war eingeschränkt in der Konformität mit dem politischen System und der Respektierung der äußeren Grenzen. Allerdings hatte diese Form von Freiheit nichts mit der menschenrechtlichen Freiheit zu tun. Alle, die sich nicht anpassen konnten und wollten, bekamen die Unfreiheit zu spüren und versuchten, ihr Leben in dieser eingeschränkten Freiheit zu gestalten. Zum Beispiel führten praktizierende Christen im Schutz der Kirche ein Nischendasein. Evangelischen und katholischen Christen war der Bereich der Kirche Heimstatt, in der sie sich nach ihren Überzeugungen entfalten konnten. 

Hier war der notwendige Freiraum, das Leben in einer sie tragenden Gemeinschaft zu organisieren. Es war der Ort, an dem der Einzelne seinem Herzen Luft machen und seine Sorgen  Gleichgesinnten mitteilen konnte. 

Ich erwähnte bereits, dass für viele Menschen in der DDR das Leben in einem demokratischen Rechtsstaat Probleme bereitete. Zunächst hat das Grundgesetz stets beansprucht,  für das gesamte deutsche Volk verkündet worden zu sein, obwohl es 40 Jahre lang nur im westlichen Teil Deutschlands galt. Die Präambel Verpflichtet zur Wiederherstellung der deutschen Einheit. Über den Weg zur deutschen Einheit wird seit Frühjahr 1990 heftig gestritten. Eine Minderheit will die Mütter und Väter des Grundgesetzes beim Wort nehmen, die im Artikel 146 vorgesehen hatten, dass das Grundgesetz „an dem Tage“ die Gültigkeit verlieren solle, ich zitiere: „an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist“. Z. E.
Mit dem Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes wird Deutschland wiedervereint. Am 1. Juli 1990 tritt die Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion zwischen der DDR und der 
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Bundesrepublik in Kraft. Der Einigungsvertrag zwischen beiden deutschen Staaten wird am 31. August in Berlin unterschrieben. Die Unterzeichnung des 2+4 Vertrages durch die Außenminister der 
ehemaligen Alliierten des Zweiten Weltkrieges und die Außenminister der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik und damit die Rückgabe der vollen staatlichen Souveränität Deutschlands erfolgte am 12. September 1990.

Am 23. August beschließt die erste frei gewählte DDR-Volkskammer gemäß Artikel 23 des Grundgesetzes den Beitritt der DDR zur Bundesrepublik am 3. Oktober 1990. Der juristische Beitritt war somit beschlossen. 

Waren auch die DDR- und Bundesbürger bereit, einem solchen Beitritt in ihren „Köpfen“ zuzustimmen? 

Im Grundgesetz sind in den ersten 19 Artikeln die Grund- und Menschenrechte  für den Einzelnen festgeschrieben. Dies garantiert, dass das Grundgesetz die rechte der Bürger in der Bundesrepublik vor die Ansprüche des Staates stellt.  Daraus können wir entnehmen, dass in unserer Republik die Grundrechte der Menschen höher zu bewerten sind als die Rechte des Staates. Dieses Fundament müssen wir in Verantwortung vor uns selbst und vor unseren Mitmenschen erhalten. Das heißt, wir als Einzelne und als Gesellschaft sind herausgefordert, dies im Alltag umzusetzen. Ich rufe bewusst nicht nach der Politik, sondern fordere uns auf, darauf zu achten, dass die Grundrechte in unserem Alltag auch gelebt werden. 

Als Beispiel nenne ich das Grundrecht „Religionsfreiheit“ im Art. 4 des Grundgesetzes, das dort unter den Stichwörtern Glaubens- und Gewissenfreiheit verankert ist. Dort steht, ich zitiere:  „Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet“. 

In der DDR bedeutete eine Teilnahme an Taufe, Kommunion, Firmung bzw. Konfirmation oder eine Nichtteilnahme an der Jugendweihe für den Heranwachsenden sehr große Einschränkungen bei seiner persönlichen Berufskarriere. Jugendlichen wurde von Schulen und Ausbildungsstätten mit Nichtzulassung zur Erweiterten Oberschule oder zum Studium gedroht, wenn sie den Kontakt zur Kirche nicht aufgäben. In solchen Fällen war ein Studium nicht möglich. Lagen aber außergewöhnlich gute schulische Leistungen vor, dann wurde in solchen Ausnahmefällen auch einem Studium zugestimmt. Dies waren aber Schüler, die in ihrem Abiturzeugnis fast nur sehr gute Leistungen vorzuweisen hatten. Bestimmte berufliche Karrieren vorwiegend im Staatsdienst oder in leitenden Funktionen waren für Christen bzw. Mitgliedern einer Kirche weitgehend verschlossen. In anderen Bereichen wie zum Beispiel der Post oder der Deutschen Reichsbahn waren sie erheblichem Druck ausgesetzt. Es war Parteilinie, Christen in der Minderheit zu halten. Folge davon war, dass in der Entwicklung der DDR, deren Bevölkerung ursprünglich mehrheitlich protestantisch geprägt war, die Zahl der Kirchenmitglieder immer mehr abnahm. Der prozentuale Anteil von Mitgliedern in den Evangelischen Kirchen an der Gesamtbevölkerung ging von 85% im Jahr 1950 auf etwa 25% 1989 zurück! Der Anteil der Katholiken sank im gleichen Zeitraum von 10% auf 5%!  Christen waren gegen Ende der DDR eindeutig in einer Minderheitenposition!
In der Bundesrepublik reduzierte sich der Anteil der gläubigen Christen im gleichen Zeitraum in einem erheblich geringeren Maße.         

Die antikirchliche DDR-Politik war bis zu einem bestimmten Grade also erfolgreich und hat auch nach 1990 dazu geführt, dass die Mehrheit der Ostdeutschen nicht religiös ist. Der Sozialismus konnte aber nicht verhindern, dass die christlichen Kirchen ein eigenständiger gesellschaftlicher Faktor blieben.      

Wir können heute für uns feststellen, dass die christliche Religion sich als aktuelle Lebensgrundlage rückwirkend wie zukunftsweisend für die freiheitliche Demokratie bewährt hat. Sie hat nicht nur in Deutschland und in Europa die Bereitschaft zum Recht, die Kraft zur Freiheit, die Fähigkeit zum Frieden und die Verantwortung für das Gemeinwesen gefördert. Der weit überwiegende Teil freiheitlicher Demokratien gehören zum christlichen Kulturkreis. 

In einer pluralistischen Gesellschaft, in der wir heute leben, ist es selbstverständlich, dass nicht nur Christen, sondern auch Bekennende andere Religionsgemeinschaften zur Wertegrundlage unserer Gesellschaft beitragen. Respekt und Anerkennung gehören zur Religionsfreiheit in unserem Land dazu. Religiöse Toleranz heißt aber auch das Aushalten und Austragen von Differenzen. Die Unterscheidung zwischen möglicherweise religiös bestimmten Symbolen, wie zum Beispiel dem Kopftuch, und eindeutigen religiösen Symbolen, z. B. dem Kreuz, ist eine Herausforderung, der man sich stellen muss. Toleranz ist keine Gleichgültigkeit, sondern fordert das eigene Gewissen, den 
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eigenen Standpunkt heraus und ermöglicht, gemeinsame Antworten auf grundlegende Fragen zu finden, das ist unsere Aufgabe und Verantwortung von heute.
Ein anderer wichtiger Bereich unserer Grundrechte ist die im Artikel 5 unserer Verfassung niedergeschriebene Meinungs-, Informations- und Pressefreiheit. Erlauben Sie mir zu Anfang einen kleinen Exkurs in die DDR-Verfassung und deren Handhabung im Alltag bezogen auf die Medien.

Die DDR hatte in ihrer Verfassung im Artikel 27 folgenden Wortlaut (ich zitiere): „Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, den Grundsätzen dieser Verfassung gemäß seine Meinung frei und öffentlich zu äußern. Dieses Recht wird durch kein Dienst- oder Arbeitsverhältnis beschränkt. Niemand darf benachteiligt werden, wenn er von diesem Recht Gebrauch macht.“ (Zitat Ende) 

Wenn wir dies heute so vernehmen, scheint die Pressefreiheit damals gewährleistet zu sein. Mann muss aber genau hinhören, wenn es heißt: „den Grundsätzen  dieser Verfassung gemäß“  bedeutet dies die absolute Abhängigkeit von der Parteilinie.  Warum? 

Zu den Grundsätzen der Verfassung gehörten unter anderem die Anerkennung der führenden Rolle der SED und auch die Befolgung der Gesetze des Staates, zu denen auch der im Strafgesetzbuch der DDR verankerte Paragraph 106 zur „Staatsfeindlichen Hetze“ zählte. 

In der Praxis, im Alltag erwies sich ein Drohen mit dem Buchstaben des Gesetzes in der Regel als überflüssig. Wer, z. B. Journalist werden durfte, bestimmte einzig und alleine die Partei. Auch die Arbeit in den Redaktionen ließ im Alltag keinen Raum für individuelles Hinterfragen des geschriebenen Wortes. Eine amtliche Zensurbehörde brauchte die DDR nicht, denn die Mitarbeiter waren auf die ideologische Linie der Partei ausgerichtet, so dass sie sauber und ohne Unterlass in deren Sinn schrieben. Anstößige Formulierungen oder kritische Berichte fielen fast unbemerkt der Zensur zum Opfer. 

Die politische Führung erteilte Weisungen, wie die Berichterstattung von Presse, Rundfunk und Fernsehen auszusehen hatte. Diese wurden vom Sekretär des politischen Büros des Zentralkomitees der SED, also dem Politbüro, Abteilung Agitation, wöchentlich an ausgewählte Chefredakteure und an führende Funktionäre der Massenmedien ausgegeben. Auch die Platzierung von wichtigen politischen Artikeln und Nachrichten wurde den Redaktionen vorgeschrieben. Bei Nicht-Befolgen der Anweisungen konnten Berufsverbote und Zuchthausstrafen verhängt werden. Es war also empfehlenswert, so zu berichten, wie die Partei es wünschte, um einer Konfrontation mit der Staatsmacht auszuweichen.  

Ergänzend sei noch folgendes erwähnt: Die Postzeitungsliste der Deutschen Post der DDR besaß das Monopol über den Vertrieb von Pressematerialien, also Zeitungen! Sie hatte die Aufgabe, gleiche Vertriebsmöglichkeiten zu schaffen und die Pressefreiheit somit zu gewährleisten, so lautet es im Wörterbuch der sozialistischen Journalistik. Doch wurde die Liste auch als Drohmittel genutzt! Unliebsame Zeitungen konnten schlicht von der Postzeitungsliste gestrichen werden und waren somit indirekt verboten.

Zuletzt geschah dies mit der deutschsprachigen sowjetischen Monatszeitschrift „Sputnik“, die mit ihrer lockeren Aufmachung schon immer ein begehrter Lesestoff der DDR Bürger gewesen war. Wegen der Berichterstattung über die sich in der Sowjetunion vollziehenden Veränderungen durch Perestroika und Glasnost sowie die Aufarbeitung stalinistischer Verbrechen, erfolgte im November 1988 die Streichung des „Sputnik“ ohne öffentliche Begründung von der Liste. Die Zeitschrift gab es einfach nicht mehr, weil sie nicht mehr versandt wurde. Dieses Verbot löste lautstarken Widerspruch in der erstarkenden Oppositionsbewegung und selbst in den Reihen der SED aus.

Es ist festzuhalten, dass seit 1945 und im vereinten Deutschland selbstverständlich die Pressefreiheit gewährleistet ist. Pressefreiheit bezeichnet das Recht von Rundfunk, Presse und anderen Medien auf freie Ausübung ihrer Tätigkeit, vor allem das unzensierte Veröffentlichen von Informationen und Meinungen. Die Pressefreiheit soll die freie Meinungsbildung gewährleisten. Dies bedeutet in der Bundesrepublik, dass jeder das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung hat; dieses Recht schließt die Freiheit ein, Meinungen ungehindert zu akzeptieren und zu rezitieren sowie über Medien jeder Art und ohne Rücksicht auf Grenzen Informationen und Gedankengut zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten.

Wir müssen uns heute schon die Frage stellen, ob die im Artikel 5 zugesagten Garantien in unserer Republik bedroht sind.
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Aktuelles Beispiel: Nicht nur deutsche Journalisten beurteilen Datenspeicherung und Vorstöße bezüglich staatlicher Online-Durchsuchungen derzeit sehr kritisch. Die von den Telekommunikationsdiensten auf Vorrat gespeicherten Daten ermöglichen weitgehende Analysen persönlicher sozialer Netzwerke des Journalisten. Man befürchtet, solche Neuerungen könnten insbesondere das Vertrauensverhältnis von Informanten zu Journalisten stark beeinträchtigen. Damit wäre die Möglichkeit zur kritischen Berichterstattung in Deutschland empfindlich getroffen. Staatliche angeordnete Online-Durchsuchungen werden von Journalisten als Angriff auf die Pressefreiheit bewertet.

Hierzu ein Beispiel aus dem Jahr 2005: Im September 2005 durchsuchten Beamte des Landeskriminalamtes Brandenburg das Haus des Journalisten Bruno Schirra und auch die Redaktionsräume des politischen Monatsmagazin „Cicero“ wegen des Verdachtes auf Geheimnisverrat und zogen eine Kopie der Festplatte des Journalisten. Herr Schirra hatte ein halbes Jahr zuvor in dem Magazin einen Artikel über den Terroristen Musab al- Sarkawi veröffentlicht und dabei detailliert aus einem geheimen Auswertungsbericht des Bundeskriminalamtes zitiert. Der damalige Innenminister Otto Schily begründete das Vorgehen damit, dass die Pressefreiheit sich im Zweifelsfalle der inneren Sicherheit unterordnen müsse. Ein Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 27. Februar 2007 erklärte das staatliche Handeln für verfassungswidrig!

Auch das „Zweiklassensystem“ bezüglich der neuen Abhörrichtlinien stößt auf Kritik. Während Geistliche, Strafverteidiger und Abgeordnete in keinem Fall abgehört werden dürfen, ist der Zugriff auf den Gesprächsinhalt bei Journalisten, Ärzten und Anwälten nach richterlicher Genehmigung gestattet.

Diese Beispiele zeigen einerseits die Begehrlichkeiten staatlicher Stellen – andererseits eine klare Linie des Bundesverfassungsgerichtes zugunsten der Pressefreiheit.

Lassen Sie mich zum Artikel 5 noch anfügen: Wir verfügen über eine starke und wehrhafte Demokratie. Wir dürfen unsere Meinung sagen, ohne staatliche Repressalien befürchten zu müssen. Dass dies so ist, hat auch mit dem demokratischen und verfassungsrechtlich garantierten Instrument „Pressefreiheit“ und „Meinungsfreiheit“ zu tun. Der Bruder unseres Alt-Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker, der Friedensforscher Carl-Friedrich von Weizsäcker bringt es auf den Punkt, indem er sagt: „Das demokratische System, zu dem sich unser Staat bekennt, beruht auf der Überzeugung, dass man den Menschen die Wahrheit sagen kann.“ 

Ja, es ist richtig, „dass man den Menschen die Wahrheit sagen kann“ jedoch auch wenn die Presse frei ist, kann sie natürlich manipulieren, Einfluss nehmen. Damit der Einzelne sich eine Meinung bilden kann, ist ein breites qualifiziertes Spektrum nötig, auch das gilt es staatlich zu ermöglichen und zu fördern – nur so kann der interessierte, informierte, kritikfähige Staatsbürger entstehen.

Jeder von uns muss lernen mit dieser Fülle von verlockenden Zeitungs- und Zeitschriftenangeboten sowie den privaten TV-Sendern verantwortungsbewusst umzugehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herrn, 

liebe Schülerinnen und Schüler,
3) Verantwortung von Morgen!
20 Jahre nach der Friedlichen Revolution und 19 Jahre nach der Wiedervereinigung ist in den fünf neuen Bundesländern wirtschaftlich, kulturell, sozial und organisatorisch schon sehr viel geleistet worden. Heute stellen wir fest, dass viele historische Altstädte nicht mehr dem Verfall preisgegeben sind, sie sind saniert und bieten eine hohe Lebensqualität. Ein Beispiel dafür ist  Görlitz. Das Autobahnnetz ist vollständig neu ausgebaut worden. Vielerorts 

haben sich hochmoderne Unternehmen angesiedelt. Neue und zukunftsfähige Technologien – zum Beispiel Nano-, Laser- oder Solartechnik – bestimmen jetzt in vielen Regionen das Bild. 

Dies bedeutet, dass wir Lehrer Verantwortung für unsere Schüler übernehmen, auch, indem wir sie an außerschulische Lernorte führen, um ihnen dort die deutsche Geschichte erfahrbar zu machen. Dies 
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durften wir heute Morgen exemplarisch erleben als hessische und thüringische Schüler ihre beispielhaften Projekte eindrucksvoll präsentierten. 

Dies bedeutet, dass wir gemeinsam Verantwortung tragen für das bisher Geleistete, das heißt, 19 Jahre Aufbauleistung im Osten unserer Republik und gleichzeitig Solidarität im Westen unseres Landes.

Dies bedeutet für die Älteren im Osten, einen völlig neuen Lebensabschnitt und teilweise eine massive Veränderung ihrer Biografie seit 1989, verbunden mit Erfolgen für viele, aber auch manchen Enttäuschungen für andere, in jedem Fall deutliche Veränderungen.

Das bedeutet, es sind noch lange nicht alle Probleme in unserer Republik gelöst. Noch sind viele Regionen der neuen Länder sowie auch der alten von Strukturschwächen, von Arbeitsplatzmangel oder von Abwanderungen junger Menschen gekennzeichnet.

Das bedeutet, dass wir der jungen Generation nur noch aus der Vergangenheit von Mauer, Minen, Selbstschussanlagen und Stacheldraht erzählen können und

manche Ostdeutsche sich in der gesamtdeutschen Geschichtsschreibung nicht genügend repräsentiert wieder finden.

Das bedeutet, dass die jungen Menschen aus dieser neuen, aus ihrer Situation

eine Zukunft für sich gestalten. In Zukunft nicht eingegrenzt sein, frei sein in der  

persönlichen Lebenssituation und in der Berufswahl bis hin zu internationalen Begegnungen in der Arbeitswelt.

Das bedeutet auch, das wir auf das richtige Verständnis von Freiheit achten müssen. Freiheit kann nicht das Ausleben hemmungsloser Gier bedeuten. In der Finanz- und Wirtschaftskrise zeigt sich ein falsches Verständnis zum Beispiel von wirtschaftlicher Freiheit.

Das bedeutet, wenn wir die Zukunft in Deutschland gemeinsam 

- nicht als Ossi und Wessis getrennt -  in Verantwortung gestalten wollen, dann müssen wir die Rufe der Leipziger vom 04. November 1989 ernst nehmen:

„Wir sind ein Volk!“ und immer berücksichtigen, dass eine lebendige Demokratie nicht ohne überzeugte und handelnde Demokraten existieren kann.

Vielleicht ist dies heute unsere wichtigste und edelste Aufgabe: Ein Volk zu werden  und die noch immer bestehenden Vorurteile endlich abzubauen. 
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